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Im schlimmsten Fall wird die 
Kündigung nach langer Ver-
fahrensdauer für unwirksam 
erklärt, was weitreichende 
Folgen für den Arbeitgeber 
hat, zum Beispiel Verzugs-
lohnzahlungen für den rück-
liegenden Zeitraum. Auch 
wenn es bei der Bezeichnung 
„Massenentlassung“ nahe-
liegt, dass es sich hierbei um 
Fälle mit einer großen Anzahl 
von auszusprechenden Kün-
digungen geht, kann eine 
Massenentlassungsanzeige 
mitunter schon bei sechs Ent-
lassungen nötig sein.  

Das Kündigungsschutzge-
setz schreibt in folgenden Fäl-
len eine Massenentlassungs-
anzeige vor: (i) bei Betrieben 
mit mehr als 20 aber weniger 
als 60 Arbeitnehmern und 
mehr als fünf, also mindes-
tens sechs Entlassungen, (ii) 
bei Betrieben mit mindestens 
60 aber weniger als 500 Arbeit-
nehmer und Entlassungen 
von 10 Prozent der regelmäßig 
beschäftigten Arbeitnehmer 
oder mehr als 25, das heißt 
mindestens 26 sowie (iii) bei 
Betrieben mit in der Regel 
mindestens 500 Beschäftigten 
und mindestens 30 Entlassun-
gen. Die Kündigungen müs-
sen, damit sie anzeigepflichtig 
werden, zudem alle innerhalb 

von 30 Kalendertagen ausge-
sprochen werden. Für die Er-
mittlung der Beschäftigten-
zahlen sind alle abhängig Be-
schäftigten zu berücksichti-
gen, zum Beispiel auch Azubis 
und Mitarbeiter in Mutter-
schutz und Teilzeit und zwar 
schon in den ersten sechs Mo-
naten des bestehenden Ar-
beitsverhältnisses. Schwankt 
die Personalstärke, ist auf die 
überwiegende Zahl der Be-
schäftigten abzustellen.  

Zunächst muss – sofern ein 
Betriebsrat besteht – dieser 
über die geplanten Entlassun-
gen informiert werden, wo-
raufhin sich dieser innerhalb 
von zwei Wochen dazu äu-
ßern kann (sogenanntes Kon-
sultationsverfahren). Zeit-
gleich, das heißt am selben 
Tag, muss der Agentur für Ar-
beit eine Abschrift dieser Mit-
teilung übermittelt werden. 
Auch wenn bei einem Unter-
lassen die Kündigungen nicht 
unwirksam werden, so ist 
doch ratsam, das Verfahren 
einzuhalten. Erst nach Ab-

schluss des Konsultationsver-
fahrens ist die Anzeige bei der 
Agentur für Arbeit mitsamt 
der Stellungnahme des Be-
triebsrats zu erstatten. Die 
zweiwöchige Äußerungsfrist 
muss der Arbeitgeber unbe-
dingt abwarten – es sei denn 
der Betriebsrat äußert sich be-
reits vorher abschließend –, 
andernfalls sind die Kündi-
gungen unwirksam.  

Für die Einreichung der An-
zeige stellt die Agentur für Ar-
beit online entsprechende 
Formulare zur Verfügung, 
welche unbedingt genutzt 
werden sollten. Hier ist äu-
ßerste Sorgfalt geboten, denn 
diese Anzeige – wie sich auch 
in den „Air Berlin Entschei-
dungen“ zeigte – ist in hohem 
Maße fehleranfällig. Angege-
ben werden müssen insbeson-
dere die Zahl der geplanten 
Entlassungen und die Gründe 
sowie die Kriterien für die Aus-
wahl der zu entlassenden Ar-
beitnehmer. Die Anzeige ist 
auch unbedingt bei der zu-
ständigen Agentur für Arbeit 
zu erstatten, dies ist diejenige, 
in deren Bezirk der betroffene 
Betrieb liegt. Der Geschäfts-
sitz des Unternehmens ist irre-
levant!  

Zu beachten ist, dass für je-
den in Deutschland betroffe-
nen Betrieb eine separate An-
zeige erstattet werden muss, 
vorausgesetzt die obigen 
Schwellenwerte sind jeweils 
erreicht. Die Feststellung, ob 
ein eigenständiger Betrieb 
vorliegt, ist oft mit großen Un-
sicherheiten verbunden und 
sollte keineswegs leichtfertig 
übergangen werden. Wird 
nämlich die Anzeige bei der 
örtlich nicht zuständigen 
Agentur für Arbeit erstattet, 
sind die Kündigungen un-
wirksam. 
 

Johanna Keil ist Rechts-
anwältin bei der Kanzlei 
Greenfort in Frankfurt

Das Bundesarbeitsge-
richt hat in mehreren 
Kündigungsschutzver-
fahren im Rahmen der 
„Air Berlin Pleite“ die be-
triebsbedingten Kündi-
gungen mangels wirksa-
mer Massenentlassungs-
anzeige für unwirksam 
erklärt. Hier zeigten sich 
wieder einmal die Tü-
cken der Massenentlas-
sungsanzeige und dass 
dabei stets höchste 
Sorgfalt geboten ist.
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Von JOHANNA KEIL

Sorgfalt bei Massenentlassungsanzeige

Stolperfallen umgehen
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RECHTSFRAGEN IM 
FIRMENALLTAG

Das Unternehmen Fielmann hat in seiner 
Filiale in Fulda (Marktstraße 14) eine Hör-
akustik-Abteilung eröffnet. „Wir bieten 
volldigitale Hörsysteme in der kleinst-
möglichen Form zum Nulltarif“, sagte 
Thomas Wagner, Augenoptikermeister 

und Niederlassungsleiter, bei der offiziel-
len Eröffnung. Für kostenlose Hörtests 
und die qualifizierte, fachkundige Bera-
tung der Kunden steht Hörakustikermeis-
terin und Abteilungsleiterin Nadine König 
bereit. / Foto: Julia Hess 

Bei Fielmann gibt’s ab sofort auch Hörgeräte

Geschäftseröffnung
Neu in der Region

„Bis jetzt hänge ich weiter 
vollkommen in der Luft. Wie 
es mit meinem Unternehmen 
weitergeht, ist vollkommen 
offen“, sagt Peter Kinold (61), 
Organisator der trend-messe. 
Die Messe sollte seit Donners-
tag an diesem Wochenende 
stattfinden. Am Montag wur-
de sie abgesagt. Für Kinold be-
deutet das einen Verlust von 
700 000 Euro. Das ist für ihn 
umso schwerer zu verarbeiten, 
als auch die von ihm organi-
sierte Messe in Passau abge-
sagt wurde. „Immerhin hat 
der Freistaat Bayern zugesagt, 
dass er im Grundsatz helfen 
will. Was das konkret bedeu-
tet, weiß ich vielleicht in der 
nächsten Woche“, berichtet 
Kinold. 

Auch die Stadt Fulda will 
ihm und der trend-messe hel-

fen. Sie prüft, ob sie auf die 
Miete für das Messegelände 
verzichtet. „Wir befinden uns 
im Gespräch mit dem Veran-
stalter. Es wird geprüft, ob der 
Tatbestand der höheren Ge-
walt vorliegt und zu einer Er-
stattung der Miete führt – 

ganz oder teilweise“, sagt Jo-
hannes Heller von der Stadt 
Fulda. „Die Stadt hat grund-
sätzlich ein hohes Interesse 
am Fortbestand der trend-
messe und damit auch an ei-
ner weiteren guten Zusam-
menarbeit mit dem Veranstal-

ter Kinold GmbH“, ergänzt Ki-
nold. Die RETT-mobil sollte 
Mitte Mai von der Messe Fulda 
organisiert werden. Die Ver-
anstalter haben die Absage der 
Messe am Freitag auf ihrer 
Webseite öffentlich gemacht. 
Dort heißt es: „Aufgrund der 

Anordnung der hessischen 
Behörden ist die RETT-mobil 
2020 hiermit abgesagt.“ 

Nicht nur in Fulda sind die 
Messen gebeutelt. Europaweit 
seien mehr als drei Millionen 
vermietete Quadratmeter 
Messefläche für März und 

April dem CoVid-19-Virus 
zum Opfer gefallen. Das be-
deute mindestens 750 Millio-
nen Euro Einbußen nur für die 
Messebauer selbst, hat der Ver-
band der deutschen Messe-
wirtschaft berechnet. 

Auch für die Aussteller sind 
Absagen und Verschiebungen 
mitunter existenzgefährdend. 
Viele Produkte sollen auf Mes-
sen verkündet und vorgestellt 
werden, monatelange Marke-
tingkampagnen sind auf die-
sen Moment ausgerichtet. Für 
viele kleine Anbieter sind 
Fachmessen einer der weni-
gen Zeitpunkte, um Kontakt 
zu Geschäftspartnern und po-
tenziellen Großkunden her-
zustellen. Am Rande der Mes-
se werden zahllose Verträge 
unterzeichnet. 

Die Menschen, die auf die-
sen Messen arbeiten, sind oft 
kaum geschützt gegen solche 
Verdienstausfälle. In der Mes-
se- und Veranstaltungsbran-
che arbeiten viele Freiberuf-
ler: Monteure, Hostessen, Ver-
anstaltungshelfer und viele 
der kleineren Aussteller selbst. 

Für den Auf- und Abbau von 
Messeständen, Bühnen und 
Veranstaltungshallen setzen 
viele Veranstalter Subunter-
nehmen ein. Sie können auch 
meist nicht von den Regelun-
gen zum Kurzarbeitergeld pro-
fitieren, die genau für solche 
Branchen mit saisonalen Ein-
brüchen geschaffen wurden. 

Erst die trend-messe, 
jetzt die RETT-Mobil: Die 
beiden großen Messen 
im Frühjahr in Fulda wur-
den abgesagt – auf Drän-
gen staatlicher Behör-
den, die eine Ausbrei-
tung des Coronavirus 
unterbinden wollen. Ob 
der Staat für die Absage 
haftet, ist weiter offen. 

FULDA

Von unserem 
Redaktionsmitglied 
VOLKER NIES

Nach Absage von Messen droht Veranstaltern Totalverlust 

Ob der Staat hilft, ist weiter offen

In den Filialen Bad Hersfeld, 
Kassel und Gründau organi-
siert Deutschlands großer 
Grillfachhandel Frühjahrs- 
Aktionswochen und bietet da-
bei eine Fülle von Angeboten 
an – mit besonderen Rabatten  
in Bad Hersfeld auf die Vor-
führgeräte, die für die trend-

messe vorgesehen waren, wie 
Geschäftsführer Joachim We-
ber berichtet. Verschiedene 
Hersteller stehen unterstüt-
zend für Beratung zur Verfü-
gung. Auf ein Programm mit 
Grillvorführungen und Ver-
kostung wird aus aktuellem 
Anlass verzichtet.  vn 

Das Unternehmen Grill-
fürst wäre größter Aus-
steller bei der trend-
messe gewesen. Nach 
der Messe-Absage setzt 
das Unternehmen auf ei-
gene Veranstaltungen. 

FULDA

Unternehmen Grillfürst mit Aktionswochen

Ersatz für abgesagte Messe

Messehallen und Messestände auf der trend-messe wurden nicht gebraucht – wegen des Coronavirus. Foto: Volker Nies


